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M E R K B L A T T

zu Förderleistungen des Kommunalen Jobcenter aus dem Vermittlungsbudget nach § 16 Abs. 1
Nr. 2 SGB II in Verbindung mit § 44 SGB III

Allgemeine Hinweise

In diesem Merkblatt können nicht alle einschlägigen Bestimmungen erschöpfend dargestellt
werden. Wenden Sie sich bitte an Ihren Persönlichen Ansprechpartner/ Fallmanager, wenn Sie
Fragen haben. Dort erhalten Sie auch die jeweiligen Antragsvordrucke.

Die Leistungen sollen vor dem leistungsbegründenden Ereignis (z.B. vor Arbeitsaufnahme, vor
Eintritt in ein Ausbildungsverhältnis, vor Reiseantritt, vor Erstellung der Bewerbung, vor dem
Kauf der Arbeitsbekleidung / Arbeitsgerät etc.) beim Kommunalen Jobcenter beantragt werden.

Anträge sollen zeitnah nach der Arbeitsaufnahme bzw. nach dem Termin des
Vorstellungsgespräches beim Kommunalen Jobcenter eingereicht werden.

Mit der Antragsausgabe ist keine Kostenzusage verbunden. Ein Rechtsanspruch besteht
nicht.

Leistungsvoraussetzungen
● Leistungen können nur an Berechtigte gem. § 7 Abs. 1 und 2 SGB II (Arbeitslosengeld II

– Empfänger) erstattet werden.
● Der Arbeitgeber erbringt keine gleichartigen Leistungen.
● Andere öffentlich-rechtliche Stellen sind zur Erbringung gleichartiger Leistungen gesetzlich

nicht verpflichtet.
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Welche Leistungen übernimmt das Kommunale Jobcenter?

Als Einzelfallhilfen an erwerbsfähige Leistungsberechtigte zur Anbahnung und Aufnahme einer
versicherungspflichtigen Beschäftigung im Rahmen des Vermittlungsbudgets können u.a.
Kosten übernommen werden:

 für das Erstellen und Versenden von Bewerbungsunterlagen (Bewerbungskosten),
 im Zusammenhang mit Fahrten zur Berufsberatung, Vermittlung, Eignungsfeststellung

und zu Vorstellungsgesprächen sowie zu Einladungen zu Veranstaltungen der Ein-
gliederungsbereiche (Reisekosten)

 für berufstypische Arbeitskleidung und Arbeitsgeräte (Ausrüstungsbeihilfe)
 bei auswärtiger Arbeitsaufnahme für die erste Fahrt zum Antritt einer Arbeits- bzw.

Ausbildungsstelle innerhalb Deutschland, in die Mitgliedsstaaten der EU sowie in Ver-
tragstaaten des europäischen Wirtschafstraumes und in die Schweiz (Reisekostenbei-
hilfe)

 Umzugskosten für das Befördern des Umzugsgutes für einen Umzug bei auswärtiger
Arbeits- bzw. Ausbildungsaufnahme außerhalb des zumutbaren Tagespendelbereiches
(Umzugskostenbeihilfe)

 für die Fahrten bei auswärtiger Arbeits- bzw. Ausbildungsaufnahme von mindestens 2
km zwischen Wohnort und Arbeits- bzw. Ausbildungsort maximal für die ersten 6 Monate
der Beschäftigung (Fahrkostenbeihilfe)

 bei auswärtiger Arbeitsaufnahme für die Kosten einer getrennten Haushaltsführung
(Trennungskostenbeihilfe)

Wie viel übernimmt das Kommunale Jobcenter?

Bewerbungskosten
Bewerbungskosten können i. d. R. für schriftliche Bewerbungen mittels Bewerbungsmappe
und Postversand mit einer Pauschale von 5,00 EUR übernommen werden. E-Mail-
Bewerbungen und Online – Bewerbungen können mit einer Pauschale von 2,00 EUR
übernommen werden. Mit der Pauschale sind alle anfallenden Kosten für die Erstellung und
Versendung von Bewerbungsunterlagen, sowie das telefonische Nachhalten/Nachfassen
der vorausgegangenen schriftlichen Bewerbung abgegolten. Telefonische Bewerbungen
können mit einer Pauschale von 0,50 EUR übernommen werden.

Auch Kosten für die Ersatzbeschaffung abhanden gekommener Urkunden, die Auskunft
über die berufliche Qualifikation geben (Zeugnisse, Meisterbrief etc.) können übernommen
werden.

Mit dem Antrag ist die Anlage „Dokumentation der Bewerbungsaktivitäten“ ausgefüllt ab-
zugeben und als Anlage sind die Kopien der Bewerbungsschreiben / vorliegende Absagen
und Stellenanzeigen beizufügen.

Reisekosten
Für Fahrten zur terminierten Beratung, Vermittlung, Eignungsfeststellung sowie zu Vor-
stellungsgesprächen können folgende Kosten übernommen werden:

Wenn Sie öffentliche Verkehrsmittel benutzen, können die anfallenden Kosten der niedrigsten
Klasse des zweckmäßigsten und preisgünstigsten öffentlichen Verkehrsmittels bezahlt werden.
Mögliche Fahrpreisermäßigungen müssen berücksichtigt werden.

Bei der Benutzung von Kraftfahrzeugen wird als Auslagenersatz eine Wegstreckenent-
schädigung von 0,20 EUR je Kilometer für die Fahrstrecke gewährt. Mit der Zahlung der
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Wegstreckenentschädigung sind i. d. R. alle Kosten (Parkplatzgebühren, Vignetten etc.)
abgegolten.

Bei mehrtägigen Fahrten können Übernachtungskosten von max. 45,00€ pro Nacht exklusive
Frühstück übernommen werden. Im begründeten Einzelfall kann auch ein höherer Betrag über-
nommen werden. Für Verpflegungsmehraufwendungen können pro Tag Abwesenheit von
mindestens 12 Stunden von der eigentlichen Wohnung / vom eigentlichen Lebensmittelpunkt
zusätzlich 6 Euro täglich gewährt werden.

Reisekosten zur Vorstellung bei einer Privaten Arbeitsvermittlung können nur übernommen
werden, wenn ein konkretes Stellenangebot vorliegt und eine Einladung (schriftlich oder
mündlich) durch die PAV ergangen ist.

Ausrüstungsbeihilfe
Ausrüstungsbeihilfe kann für Arbeitskleidung und Arbeitsgerät in voller Höhe (bei Vorlage der
Originalkaufbelege) gewährt werden.
In der Regel wird Arbeitskleidung/ Arbeitsgerät nur einfach gewährt (z. B. 1 Jacke, 1 Hose etc.).
Arbeitskleidung muss berufstypisch sein.
Das Kaufdatum muss i. d. R. spätestens innerhalb von 4 Wochen nach Arbeitsaufnahme liegen.

Reisekostenbeihilfe
Wenn Sie öffentliche Verkehrsmittel benutzen, können die anfallenden Kosten der niedrigsten
Klasse des zweckmäßigsten und preisgünstigsten öffentlichen Verkehrsmittel bezahlt werden.
Mögliche Fahrpreisermäßigungen müssen genutzt werden.

Bei der Benutzung von Kraftfahrzeugen wird als Auslagenersatz eine Wegstreckenent-
schädigung von 0,20 EUR je Kilometer für die kürzeste Fahrstrecke gewährt.

Mit der Zahlung der Wegstreckenentschädigung sind i. d. R. alle Kosten (Parkplatzgebühren,
Vignetten etc.) abgegolten.

Fahrkostenbeihilfe
Für Fahrkosten zur Arbeitsaufnahme kann ein Zuschuss maximal für die ersten 6 Monate der
Beschäftigung gewährt werden. Gleichartige Leistungen vom Arbeitgeber werden gegen
gerechnet.

Wenn Sie öffentliche Verkehrsmittel benutzen, können die anfallenden Kosten der niedrigsten
Klasse des zweckmäßigsten und preisgünstigsten öffentlichen Verkehrsmittel bezahlt werden.
Mögliche Fahrpreisermäßigungen müssen genutzt werden.

Bei der Benutzung von Kraftfahrzeugen wird als Auslagenersatz eine
Wegstreckenentschädigung von 0,20 EUR je Kilometer für die Fahrstrecke gewährt, höchstens
jedoch 460 EUR je Beschäftigungsmonat.

Mit der Zahlung der Wegstreckenentschädigung sind i. d. R. alle Kosten (Parkplatzgebühren,
Vignetten etc.) abgegolten.

Trennungskostenbeihilfe
Für eine getrennte Haushaltsführung kann ein Zuschuss in Höhe von monatlich bis zu 230 Euro
ohne Mietkosten und bis zu 460 Euro mit Mietkosten erfolgen. Entsprechende Nachweise sind
vorzulegen.
Die Leistung kann bei Arbeitsaufnahme bis zu sechs Monaten der Beschäftigung gewährt
werden. Gleichartige Leistungen vom Arbeitgeber werden gegengerechnet.

Umzugskostenbeihilfe
Für einen Umzug kann Umzugskostenbeihilfe gezahlt werden, wenn die neue Arbeitsstelle
außerhalb des zumutbaren Tagespendelbereichs liegt.
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Es können die Kosten bis maximal 4.500 Euro für das Befördern des Umzugsgutes von der
bisherigen zur neuen Wohnung gewährt werden.
Sollte prinzipiell die Möglichkeit der Selbsthilfe bestehen, können die Umzugskosten darauf
minimiert werden.

Die Modalitäten der Beförderung des Umzugsgutes sind bei Antragstellung mit dem
Kommunalen Jobcenter verbindlich abzustimmen. Nach Vereinbarung werden die Kosten
zwischen dem Transportunternehmen und dem Kommunalen Jobcenter direkt abgerechnet.

Mitteilungs- und Erstattungspflicht

Sie müssen alle Tatsachen angeben, die für die Bewilligung erheblich sind. Wenn Sie Leistun-
gen beantragt haben oder beziehen, müssen Sie dem Kommunalen Jobcenter unaufgefordert
und unverzüglich alle Änderungen mitteilen, die für die Beurteilung Ihres Leistungsanspruchs
von Bedeutung sein können. Dazu sind Sie auch verpflichtet, wenn über Ihren Anspruch noch
nicht entschieden ist und während eines Widerspruchs- oder Sozialgerichtsverfahrens.

Zu Unrecht erbrachte Leistungen müssen Sie grundsätzlich zurückzahlen. Für verbrauchte Gut-
scheine oder Fahrkarten ist der Wert zu ersetzen. Außerdem besteht die Gefahr eines Ord-
nungswidrigkeiten- oder Strafverfahrens.

Datenschutz

Das Sozialgesetzbuch schützt Sie davor, dass Ihre personenbezogenen Daten unzulässig er-
hoben, verarbeitet und genutzt werden. Diese dürfen nur dann erhoben, verarbeitet und genutzt
werden, wenn eine Rechtsvorschrift dies zulässt oder Sie eingewilligt haben. Ihre Angaben be-
nötigt das Kommunale Jobcenter zur Prüfung der Fördervoraussetzungen. Ihre notwendige
Mitwirkung ergibt sich aus den §§ 60 ff. Erstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB I).

Wenn Sie beim Kommunalen Jobcenter beraten werden und Leistungen beantragen, werden
die hierfür erforderlichen personenbezogenen Daten gespeichert. Ihre personenbezogenen
Daten können im erforderlichen Umfang auch zur Erfüllung anderer Aufgaben des Kommunalen
Jobcenters nach dem Sozialgesetzbuch gespeichert und genutzt werden.

Über Ihre gespeicherten personenbezogenen Daten können Sie Auskunft verlangen, die Daten
berichtigen oder in den vom Gesetz genannten Fällen auch sperren oder löschen lassen.


